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Einführung


Die vorliegende Seminararbeit »Politikverflechtung im deutschen Föderalismus« wurde im Jahr 2004 verfaßt, also bevor die Föderalismuskommissionen ihre Hand an das politische System legten. Seinerzeit verlief die Debatte in die Richtung, daß es mehr Wettbewerb zwischen den Bundesländern geben sollte und das Ziel der einheitlichen Lebensverhältnisse eher ein Hindernis für die Effizienz des politischen Systems bedeutete. Im Wettbewerb zwischen den Bundesländern sollten die besten politischen Lösungen für verschiedene Fragen gefunden werden. Die Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern sollten klar erkennbar sein, so daß die Wähler/innen ihre Regierungen an den Wahlurnen entsprechend belohnen oder bestrafen konnten.


Neben der Politik setzten sich auch lobbyistische Akteure wie der Konvent für Deutschland für eine Reform des Föderalismus ein, der von ehemaligen Politiker und Wirtschaftsfunktionären gegründet und von Wirtschaftsunternehmen finanziert wurde.1 Die Trennung der Zuständigkeiten sollte nach Meinung nicht nur des Konvents beinhalten, daß die Abstimmungsregeln im Bundesrat geändert werden sollten, der als Blockadeinstrument der jeweiligen Opposition im Bundestag gesehen wurde, wenn diese über eine Mehrheit im Bundesrat verfügte.


Tatsächlich war es zwingend notwendig, daß der Bundesrat als Instrument der vertikalen Gewaltenteilung eine wirksame Blockadedrohung formulieren und die Blockade auch durchsetzen konnte, weil es ansonsten an der für die Kontrolle der Regierungsmehrheit im Bundestag notwendigen Drohkulisse gefehlt hätte.


Die Trennung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern kam nun insbesondere im Bereich der Bildungspolitik, wo nach der Reform die Bundesländer das alleinige Sagen hatten und ein Kooperationsverbot seitens des Bundes in die Verfassung geschrieben wurde.


Im ausgehenden Jahr 2018 rang die Politik nun um die Aufhebung genau dieses seinerzeit als Segen empfundenen Kooperationsverbotes, weil es sich gerade im Hinblick auf die Sanierung und technische Ausstattung der Schulen als hinderlich erwiesen hatte. Jetzt befürchteten die Bundesländer, daß der Bund zu tief in ihre Kompetenzen eingreifen würde und riefen den Vermittlungsausschuß an. Insgesamt ließ sich jedoch feststellen, daß zumindest zum Teil ein Abschied vom politischen Trennungsprinzip zwischen Bund und Ländern eingeläutet wurde.


Der vorliegende Text aus der Zeit vor dieser Erkenntnis ist gerade in dieser Hinsicht interessant, weil er die Auffassungen und Einschätzung darstellt, die die Politik in Bund und Ländern auf den Irrweg zum Kooperationsverbot geführt haben. Er stellt dar, wie auch die einflußreiche Bertelsmann-Stiftung einmal mehr versuchte, Einfluß auf die Politik zu nehmen, und wie sehr sie die politische Debatte mitbestimmte.


Die Seminararbeit im Fach Politikwissenschaften im Bachelor-Studiengang an der Universität zu Bielefeld von 2004 erscheint hier im Originaltext. Lediglich die Zitierweise von vom amerikanischen zum deutschen Zitiersystem wurde geändert.





1 Mehr zum Konvent für Deutschland u.a. in Ehrich, Udo: INSM & Co.




Kurzzusammenfassung


Die vorliegende Arbeit stellt zunächst die Funktionsweise des deutschen Föderalismus vor, so wie sie im Grundgesetz formuliert ist. Im Anschluß daran wird die Theorie der Politikverflechtung im deutschen Föderalismus dargestellt, sowie die Politikverflechtungsfalle.


Die Verflechtung im deutschen Föderalismus zeigt sich besonders bei den Gemeinschaftsaufgaben, die im Rahmen der großen Finanzverfassungsreform 1969 Eingang in das Grundgesetz fanden. Die Gemeinschaftsaufgaben waren auch das empirische Untersuchungsgebiet für die Theorie der Politikverflechtung, die 1976 von Fritz W. Scharpf, Bernd Reissert und Fritz Schnabel veröffentlicht wurden.


In einem Artikel von 1985 veröffentlichte Fritz W. Scharpf seine Überlegungen zur Politikverflechtungsfalle, nach der eine institutionelle Reform des politikverflochtenen Systems aus sich heraus unwahrscheinlich ist.


Hieran schließt sich die Vorstellung der Vorschläge der Bertelsmann-Kommission »Verfassungspolitik und Regierungsfähigkeit« mit ihren »Zehn Vorschlägen zur Optimierung der Regierungsfähigkeit im deutschen Föderalismus« an. Das wesentliche Anliegen der Kommission besteht in einer stärkeren Zuordnung der Verantwortlichkeit an die Ebenen von Bund, Ländern und Gemeinden. Die Politikverflechtung soll hierdurch überwunden und die diagnostizierte Reform-Blockade aufgehoben werden.


In einem Vergleich wird festgestellt, inwieweit sich die Theorie zur Politikverflechtung in den Vorschlägen der Bertelsmann-Stiftung niedergeschlagen hat, wobei sich in einigen Bereichen deutlich unterschiedliche Ausrichtung bei der Bewertung der Probleme und Lösungen zeigen.
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